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Vorblatt 


Zweites Durchführungsgesetz zur Niederlassungsfrei- 
heit und den freien Dienstleistungs verkehr in der EWG 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Der Ermächtigungsrahmen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
für nationale Maßnahmen, die zur Durchführung der EG-Richt- 
linien über das Niederlassungsrecht und den freien Dienst- 
leistungsverkehr erforderlich werden, reicht nicht aus. 


B. Lösung 

Der Bundesregierung soll deshalb die Ermächtigung zum Erlaß 
der notwendigen Rechtsvorschriften gegeben werden, die 

— die Zuständigkeit der Notare und deutschen Konsuln für die 
Abnahme eidesstattlicher Versicherungen, 

— die Anforderungen an die Kenntnisse der Berufsausübenden 
in verschiedenen gewerblichen Tätigkeiten und 

— die Zulassung für den Betrieb einer Molkerei 

regeln, soweit dies zur Verwirklichung der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs erforderlich ist. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Der Bundeskanzler Bonn, den 10. April 1970 

III/l — 68007 — Ni 1/1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Durchführung von Richtlinien der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft über die 
Niederlassungsfreiheit und den freien Dienst- 
leistungsverkehr 

mit Begründung (Anlage 1), Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 349. Sitzung am 6. März 1970 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Durchführung von Richtlinien der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft über die Niederlassungsfreiheit und den freien 

Dienstleistungsverkehr 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- I 
sen: 

§ 1 

(1) Für die Abnahme der in Richtlinien des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften über die Nieder- 
lassungsfreiheit und den freien Dienstleistungsver- 
kehr sowie über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
vorgesehenen eidesstattlichen Versicherungen sind 
die Notare zuständig, 

(2) Für die Abnahme der in Absatz 1 genannten 
eidesstattlichen Versicherungen deutscher Staatsan- 
gehöriger sind innerhalb ihres Amtsbezirks auch 
die Konsuln zuständig. 

(3) In der Erklärung über die Konkursfreiheit ist 
unter Versicherung an Eides statt anzugeben, ob 
und gegebenenfalls wann über das Vermögen des 
Erklärenden ein Konkursverfahren eröffnet oder 
dessen Eröffnung mangels Masse abgelehnt worden 
ist. Hat ein Konkursverfahren stattgefunden, so 
kann sich die Erklärung auf alle näheren Umstände 
dieses Verfahrens, insbesondere auch darauf er- 
strecken, wann und in welcher Weise das Verfahren 
beendigt worden ist und ob und wie die Gläubiger 
befriedigt worden sind. Ist die Konkurseröffnung 
mangels Masse abgelehnt worden, so kann sich die 
eidesstattliche Versicherung in entsprechender 
Weise auf die damit im Zusammenhang stehenden 
näheren Umstände erstrecken. 

§ 2 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Vorschriften zur Durchführung von Richtlinien des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften über die 
Niederlassungsfreiheit und den freien Dienstlei- 
stungsverkehr für gewerbliche Tätigkeiten zu erlas- 
sen, soweit nach deutschen Rechtsvorschriften An- 
forderungen an die allgemeinen, kaufmännischen 
oder fachlichen Kenntnisse und Fertigkeiten der 
Berufsausübenden gestellt werden und die Richt- 
linien vorseheh, daß anstelle dieser Anforderungen 
eine vorherige praktische Tätigkeit im Heimat- oder 
Herkunftsstaat oder bestimmte andere Prüfungen 
als ausreichend anzusehen sind. 

(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
zur Durchführung von Bestimmungen der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft die nach deutschen 
Rechtsvorschriften bestehenden Beschränkungen der 
freien Niederlassung und des freien Dienstleistungs- 
verkehrs hinsichtlich der Aufnahme und Ausübung 
gewerblicher Tätigkeiten aufzuheben. 


§ 3 

(1) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, im Einverneh- 
men mit den Bundesministern für Wirtschaft und 
für Jugend, Familie und Gesundheit durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vor- 
schriften zur Durchführung von Richtlinien des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften über die 
Niederlassungsfreiheit und den freien Dienstlei- 
stungsverkehr für die selbständigen Tätigkeiten 
der Nahrungs- und Genußmittelgewerbe zu erlassen, 
soweit diese Richtlinien von deutschen Rechtsvor- 
schriften abweichende Bestimmungen über Prüfun- 
gen und praktische Tätigkeiten enthalten, durch 
deren Ablegung und Ableistung der Nachweis der 
erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten für die 
Tätigkeit als verantwortlicher technischer Leiter 
einer Molkerei (Meierei) erbracht wird. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten wird ermächtigt, im Einverneh- 
men mit den Bundesministern für Wirtschaft und 
für Jugend, Familie und Gesundheit durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates Vor- 
schriften zu erlassen, in denen die in deutschen 
Rechtsvorschriften geregelten Prüfungen bezeichnet 
werden, durch deren Ablegung der Nachweis der 
erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Fertigkei- 
ten für die Tätigkeit der für den milchwirtschaft- 
lichen Betrieb eines Unternehmens der Be- und Ver- 
arbeitung von Milch (Molkerei, Meierei) verant- 
wortlichen Personen (verantwortlicher technischer 
Leiter) erbracht wird. 

§ 4 

Artikel III des Gesetzes zur Durchführung von 
Richtlinien der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft über die Niederlassungsfreiheit und den freien 
Dienstleistungsverkehr vom 13. August 1965 (Bun- 
desgesetzblatt I S. 849) wird aufgehoben. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzblatt IS. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. • 

§ 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


Die vom Rat der Europäischen Gemeinschaften ver- 
abschiedeten Richtlinien über das Niederlassungs- 
recht und den freien Dienstleistungsverkehr in der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft erfordern 
eine Reihe unterschiedlicher Durchführungsmaßnah- 
men. Zu einem Teil bestehen für die Bundesregie- 
rung bereits ausreichende Ermächtigungen, so daß 
sie die erforderlichen Maßnahmen durch Rechtsver- 
ordnungen treffen kann. Zur Durchführung anderer 
Bestimmungen der Richtlinien ist jedoch der Erlaß 
eines Gesetzes erforderlich. 

Zu den einzelnen Vorschriften: 

§ 1 

Artikel III des (ersten) Gesetzes zur Durchführung 
von Richtlinien der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft über die Niederlassungsfreiheit und den freien 
Dienstleistungsverkehr aus dem Jahre 1965 begrün- 
dete entsprechend den seinerzeit vorliegenden Richt- 
linien eine Zuständigkeit der Notare zur Abnahme 
eidesstattlicher Versicherungen lediglich hinsichtlich 
der Erklärung über die Konkursfreiheit. Spätere 
Richtlinien sehen die Vorlage eidesstattlicher Er- 
klärungen jedoch auch für weitere Tatbestände vor. 
In Artikel 8 Abs. 2 und 3 der Richtlinie 67/43/EWG 
des Rates vom 12. Januar 1967 über die Verwirk- 
lichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für selbständige Tätigkei- 
ten auf dem Gebiet der Immobiliengeschäfte und 
einiger sonstiger Dienste für das Geschäftsleben 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 10 
vom 19. Januar 1967 Seite 140) ist z. B. vorgesehen, 
der in anderen Mitgliedstaaten verlangte Nachweis 
darüber, daß gegen den Bewerber früher keine 
berufs- und standesrechtlichen Maßnahmen ergan- 
gen sind, könne durch eine entsprechende eides- 
stattliche Erklärung ersetzt werden. Weitere, in Vor- 
bereitung befindliche Richtlinien enthalten noch 
andere Tatbestände, für die die Abnahme eides- 
stattlicher Erklärungen in Betracht kommt. Es er- 
scheint daher zweckmäßig, schon heute allgemein 
eine Zuständigkeit der Notare für die Abnahme sol- 
cher eidesstattlicher Versicherungen zu begründen. 
Anderenfalls würde eine Verzögerung bei der Durch- 
führung der einzelnen Richtlinien unvermeidlich 
sein. Das würde sich für deutsche Staatsangehörige 
nachteilig auswirken, weil sie vor Erlaß des Ge- 
setzes die im Ausland geforderten Nachweise nicht 
erbringen können. 

In dem Gesetz sollte ausdrücklich festgestellt wer- 
den, daß eine entsprechende Zuständigkeit auch für 
die deutschen Konsuln besteht. Deutsche Staatsan- 
gehörige, die sich bereits im Ausland aufhalten, 
müßten anderenfalls allein zum Zwecke der Abgabe 
der eidesstattlichen Erklärung zu einem Notar nach 
Deutschland reisen. 


§ 2 

Die vom Rat am 15. Oktober 1968 verabschiedeten 
Richtlinien über das Niederlassungsrecht und den 
freien Dienstleistungsverkehr für den Einzelhandel, 
das Nahrungsmittelgewerbe und das Restaurations- 
und Beherbergungsgewerbe (Amtsblatt EG Nr. L 260 
vom 22. Oktober 1968) enthalten besondere Bestim- 
mungen für den Nachweis der im Aufnahmeland 
bestehenden Anforderungen an die allgemeinen 
kaufmännischen oder fachlichen Kenntnisse und Fer- 
tigkeiten durch Staatsangehörige der anderen Mit- 
gliedstaaten. Berührt davon ist in Deutschland ein- 
mal die Handwerksordnung, die in ihrem § 9 aber 
bereits eine entsprechende Ermächtigung an die 
Bundesregierung enthält. Die Richtlinien berühren 
aber auch eine Reihe anderer deutscher Rechtsvor- 
schriften, so etwa die Fachkundenachweise nach § 2 
Abs. 4 des Gesetzes über den Verkehr mit unedlen 
Metallen vom 23. Juli 1926 (RGBl. I S. 415) und § 4 
Abs. 2 des Einzelhandelsgesetzes vom 5. August 
1957 (BGBl. I S. 1121). Weitere Richtlinien über das 
Niederlassungsrecht und den freien Dienstleistungs- 
verkehr, die zur Zeit bei den Organen der Euro- 
päischen Gemeinschaften vorbereitet werden, ent- 
halten voraussichtlich ähnliche Bestimmungen. Es er- 
scheint deshalb zweckmäßig, die Bundesregierung 
generell zu ermächtigen, mit Zustimmung des Bun- 
desrates die entsprechenden Durchführungsmaßnah- 
men durch Rechtsverordnung zu treffen. Die Er- 
mächtigung ist dadurch ausreichend beschränkt, daß 
sie nur zur Durchführung der für die Bundesrepu- 
blik nach Art. 189 EWG-Vertrag verbindlichen 
Richtlinien in Anspruch genommen werden kann 
und auch nur dort gilt, wo deutsche Rechtsvorschrif- 
ten über gewerbliche Berufe Anforderungen an die 
Fachkunde der Berufsausübenden stellen. 

Nach Artikel 52 und 59 EWG-Vertrag sind die 
bestehenden Beschränkungen für das Niederlas- 
sungsrecht und den freien Dienstleistungsverkehr 
innerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
bis zum Ablauf der Übergangszeit aufzuheben. Es 
ist bisher nicht geklärt, ob diese Vertragsbestim- 
mungen mit dem Ablauf der Übergangszeit unmit- 
telbare Wirksamkeit in den Mitgliedstaaten erlan- 
gen, ob sie unmittelbar eine Verpflichtung der Mit- 
gliedstaaten mit Ablauf dieses Zeitpunktes begrün- 
den, oder ob auch in Zukunft die Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten zur Aufhebung der bestehenden 
Beschränkungen nur nach Maßgabe der jeweils vom 
Rat der Europäischen Gemeinschaft verabschiedeten 
Richtlinien eintritt. Auf jeden Fall erscheint es 
zweckmäßig, der Bundesregierung generell eine Er- 
mächtigung zur Aufhebung der noch bestehenden 
Beschränkungen durch Erlaß entsprechender Rechts- 
verordnungen einzuräumen. Die Verpflichtung zur 
Aufhebung dieser Beschränkungen ist im EWG-Ver- 
trage bereits eindeutig festgelegt. Sie gehört zu den 
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Grundlagen des Gemeinsamen Marktes. Offen ist 
nur noch der Zeitpunkt, zu dem die Aufhebung zu 
erfolgen hat. Es erscheint sachlich nicht gerechtfer- 
tigt, hierzu jeweils den Erlaß eines besonderen Ge- 
setzes vorzusehen, zumal dadurch die Durchführung 
der der Bundesrepublik obliegenden Verpflichtun- 
gen verzögert werden kann. Die Ermächtigung kann 
andererseits auf gewerbliche Tätigkeiten beschränkt 
werden, weil für die freien Berufe wegen der um- 
fangreicheren Regelung ohnehin gesonderte Gesetze 
zur Durchführung der Richtlinien erforderlich sein 
werden. 

§ 3 

1. Durch Artikel 4 Abs. 2 der Richtlinie des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften über die Ein- 
zelheiten der Übergangsmaßnahmen auf dem 
Gebiete der selbständigen Tätigkeiten der Nah- 
rungs- und Genußmittelgewerbe {CITI-Haupt- 
gruppen 20 und 21) vom 15. Oktober 1968 (Amts- 
blatt der EG Nr. L 260/12 vom 15. Oktober 1968) 
wird die Bundesrepublik verpflichtet, diejenigen 
Personen zum Betrieb einer Molkerei zuzulassen, 
die eine bestimmte, in den Richtlinien beschrie- 
bene praktische Tätigkeit hinsichtlich der techni- 
schen Leitung eines Molkereibetriebes nachwei- 
sen können. Im deutschen Recht dürfte eine Er- 
mächtigung fehlen, die die Durchführung dieser 
Richtlinie durch eine entsprechende Rechtsver- 
ordnung gestatten würde. Die aufgrund der §§52 
und 53 des Milchgesetzes erlassene Fünfte Ver- 
ordnung zur Ausführung des Milchgesetzes vom 
25. April 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 399) in der 
Fassung der Achten Verordnung zur Ausführung 
des Milchgesetzes vom 23. Januar 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 101), in der das Ausbildungswesen 
und die Zulassung zum Betrieb einer Molkerei 
geregelt sind, werden zwar als weiterhin geltend 
angesehen, jedoch erscheint es zweifelhaft, ob 
aufgrund der Ermächtigung in §§ 52 und 53 des 
Milchgesetzes heute noch eine Änderung dieser 


Verordnung erfolgen kann. Es erscheint daher 
angebracht, zur Durchführung der Richtlinie eine 
neue Ermächtigungsgrundlage zu schaffen. Diese 
ist in § 3 Abs. 1 des vorstehenden Entwurfs vor- 
gesehen. 

2. Es ist weiterhin erforderlich, eine Ermächtigung 
vorzusehen, die es gestattet, die in Deutschland 
eingeführten Ausbildungsgänge des Molkerei- 
meisters und des Molkereiingenieurs und 
etwaige neu hinzutretende Ausbildungsgänge 
im Zusammenhang mit den aufgrund der Richt- 
linien aufzustellenden Zulassungsvoraussetzun- 
gen neu zu bestimmen. Diesem Zweck dient die 
Ermächtigung in § 3 Abs. 2 des vorstehenden 
Entwurfs. Die aufgrund dieser Ermächtigung zu 
bezeichnenden Prüfungen werden sich auf die 
Ausbildung des Prüflings im Bereich der Technik 
der Be- und Verarbeitung von Milch, der Milch- 
hygiene und auf kaufmännische Kenntnisse zu 
erstrecken haben, wie dies bei der Ausbildung 
zum Molkereimeister und zum Molkereiingenieur 
bereits der Fall ist. Absatz 2 nimmt nur auf die 
jeweiligen Prüfungen Bezug, da die Regelungen 
der Ausbildung selbst in den Bereich der Aus- 
führung des kürzlich ergangenen Berufsbildungs- 
gesetzes vom 14. August 1969 (Bundesqesetzbl. I 
S. 1112) fällt. 


§ 4 

Diese Vorschrift hebt Artikel III des (ersten) Geset- 
zes zur Durchführung von Richtlinien der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft über die Nieder- 
lassungsfreiheit und den freien Dienstleistungsver- 
kehr auf, der durch § 1 des vorliegenden Gesetzes 
ersetzt wird. 


§§ 5 und 6 

übliche Schlußvorschriften. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes ergibt 
sich daraus, daß in § 4 ein Gesetz ausdrücklich 
geändert wird, das mit Zustimmung des Bundesrates 
ergangen ist. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt der Änderung nicht 
zu. Nach ständiger Auffassung der Bundesregie- 
rung bedarf ein Änderungsgesetz nicht schon des- 
halb der Zustimmung des Bundesrates, weil dadurch 
ein mit seiner Zustimmung ergangenes Gesetz ge- 
ändert wird. Die Zustimmung ist vielmehr nur dann 
erforderlich, wenn das Änderungsgesetz selbst einen 
Tatbestand erfüllt, der die Zustimmungsbedürftig- 
keit auslöst, etwa weil es Vorschriften dieses Ge- 
setzes ändert, die damals dessen Zustimmungsbe- 
dürftigkeit begründet haben. 

Die in § 4 des vorliegenden Gesetzentwurfs vorge- 
sehene Änderung des (ersten) Gesetzes zur Durch- 
führung von Richtlinien der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft über die Niederlassungsfreiheit 
und den freien Dienstleistungsverkehr vom 13. Au- 
gust 1965 betrifft die Zuständigkeit der Notare zur 
Abnahme eidesstattlicher Versicherungen. Die auf- 
gehobene Vorschrift hat die Zustimmungsbedürf- 
tigkeit des Gesetzes von 1965 nicht begründet. 


6 



